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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr ersucht den federführenden Ausschuss für 

internationalen Handel, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. richtet im Zusammenhang mit den laufenden Verhandlungen über das Abkommen über 

den Handel mit Dienstleistungen folgende Empfehlungen an die Kommission: 

(i) die Bedeutung der Verkehrs-, Fremdenverkehrs- und Lieferdienstleistungen für 

die europäische Wirtschafts- und Beschäftigungslage nicht außer Acht zu lassen, 

angesichts der Tatsache, dass europäische Schiffseigner 40 % der Handelsflotte 

weltweit kontrollieren, die Luftfahrtindustrie für über 5 Mio. Arbeitsplätze sorgt, 

auf den europäischen Schienenverkehrssektor mehr als die Hälfte der weltweiten 

Produktion von Eisenbahnmaterial und der Eisenbahnverkehrsleistungen entfällt 

und der Straßenverkehr im Logistikbereich der EU weiterhin eine wichtige Rolle 

spielt; das Potenzial der Transportdienstleistungen zum Abbau der 

Arbeitslosigkeit in Europa anzuerkennen; zu berücksichtigen, wie sich die 

Liberalisierung des Handels mit Dienstleistungen auf die 

Fremdenverkehrsindustrie auswirkt; 

(ii) sicherzustellen, dass die rasante Weiterentwicklung des Verkehrsbereichs und 

die Tatsache, dass kooperative und ökonomische Verkehrsträger für die Bürger 

in ihrem Alltag immer wichtiger werden, in den Verhandlungen berücksichtigt 

werden; 

(iii) hervorzuheben, dass die Rechtsvorschriften der EU und der Mitgliedstaaten 

Vorteile für die Arbeitnehmer u. a. im Bereich der Sicherheit schaffen; zu 

betonen, dass alle Dienstleistungsanbieter, egal ob aus Drittstaaten oder der EU, 

die Dienstleistungen innerhalb der EU anbieten, diese Rechtsvorschriften 

einhalten müssen; zu berücksichtigen, dass die Qualität der Dienstleistungen 

untrennbar mit der Beschäftigungsqualität und den gegebenen 

Regulierungsrahmen verknüpft ist; der sozialen und ökologischen Nachhaltigkeit 

des Abkommens Rechnung zu tragen; unlautere Arbeitsmarktverzerrungen zu 

vermeiden, bei gleichzeitiger Achtung der geltenden sozialen Rechte; 

(iv) die Bedeutung der Dienstleistungen der Daseinsvorsorge im Verkehrsbereich 

ebenso zu würdigen wie die Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes und 

dessen Beitrag zum sozialen und territorialen Zusammenhalt; 

(v) die Bestimmungen über die Rechte der Passagiere bei allen Verkehrsträgern zu 

stärken, damit auch die Verbraucher von dem Abkommen profitieren; 

(vi) als langfristiges Ziel die Verbesserung der Standards mit Blick auf die Qualität 

und Sicherheit der Verkehrsdienstleistungen anzustreben, damit die 

Beförderungszeit verkürzt wird und dadurch Leistung und Innovationen in 

diesem Bereich gefördert werden; 

(vii) sicherzustellen, dass der Verkehrs- und der Fremdenverkehrsbereich in den 

Verhandlungen in sinnvoller Weise und im Geiste der Gegenseitigkeit 
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berücksichtigt werden; den politischen Spielraum zu wahren, damit auf 

Entwicklungen im Verkehrs-, Post- und Kuriersektor reagiert werden kann; den 

Grundsatz der Nichtdiskriminierung zu achten; öffentliche Verkehrsdienste aus 

dem Abkommen auszuschließen; 

(viii) negative Erfahrungen im Zusammenhang mit der Liberalisierung zu 

berücksichtigen, wie beispielsweise nachteilige Auswirkungen auf die Qualität 

der Dienstleistungen, auf die Arbeitsbedingungen und auf die 

Verkehrssicherheit; 

(ix) Verhandlungen über eine Regulierung zu fördern, wobei Aspekte wie 

Transparenz, Fristen, ordnungsgemäße Durchführung, unnötige Lasten, Nicht-

Diskriminierung und Entschädigung behandelt werden, während weiterhin 

gefordert werden muss, dass Unternehmen aus Drittstaaten, die Verkehrs- oder 

Lieferdienste in der EU anbieten wollen, die geltenden EU-

Regulierungsstandards einhalten; Drittstaaten aufzufordern, ihre eigenen 

geltenden Gesetze in diesem Bereich in gesonderten Informationsdokumenten zu 

veröffentlichen, damit ein einfacherer und wirksamerer Dialog gefördert wird; 

(x) Dienste des öffentlichen Verkehrs und Postdienste, sofern sie in öffentlicher 

Hand sind, vom Geltungsbereich des TiSA auszunehmen; 

(xi) die von einigen Ländern eingeführten Einschränkungen in Bezug auf die 

ausländische Beteiligung an und die Kontrolle von Fluggesellschaften sowie in 

Bezug auf das Kabotagerecht zu untersuchen; als langfristiges Ziel auf 

verbindliche internationale Handelsregeln für die Luftfahrtindustrie 

hinzuarbeiten, während gleichzeitig die Verantwortung der Internationalen 

Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) für die wirtschaftliche und 

sicherheitstechnische Regulierung anerkannt wird; falls wichtige Handelspartner 

zögern, bedeutende Fortschritte zu machen, andere Möglichkeiten zu 

untersuchen, mit denen faire Wettbewerbsbedingungen für europäische 

Luftfahrtunternehmen sichergestellt werden; 

(xii) an die wichtige Rolle zu erinnern, die der Seeverkehr in der Weltwirtschaft 

sowohl als eigener Industriezweig als auch als Motor für den internationalen 

Handel spielt; einen eindeutigen Text mit weitreichenden Verpflichtungen 

hinsichtlich der Sicherstellung des Zugangs zu Häfen sowie des Marktzugangs 

und der Inländerbehandlung für internationale Seeverkehrsdienstleistungen 

voranzubringen; 

(xiii) die Gelegenheit zu nutzen, um die gegenwärtig geltenden Rechtsvorschriften 

und Verfahren für den Seeverkehr in einen rechtsverbindlichen internationalen 

Text einzubinden, mit dem protektionistische Maßnahmen der Vertragsparteien 

künftig verhindert werden, und gleichzeitig für Vereinbarkeit mit den 

einschlägigen internationalen Normen zu sorgen, wie z. B. mit denjenigen, die 

von der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation und der Internationalen 

Arbeitsorganisation eingeführt wurden; 

(xiv) bestehende Beschränkungen der Seeverkehrsdienstleistungen anzugehen und zu 

beseitigen und nach Gegenseitigkeit zu streben, da EU-Unternehmen häufig am 
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Zugang zu bestimmten Marktsegmenten in Drittstaaten gehindert werden, die 

umgekehrt in der EU für ausländische Unternehmen zugänglich sind, 

beispielsweise im Kurzstreckenseeverkehr und im Kabotagebereich; 

(xv) die Rechte der Mitgliedstaaten in Bezug auf bestehende oder künftige 

einzelstaatliche Verordnungen und bilaterale oder multilaterale 

Straßenverkehrsabkommen, einschließlich der Anforderungen für 

Transitlizenzen, zu wahren; 

(xvi) jegliche Marktzugangsverpflichtungen im Zusammenhang mit dem 

Straßenverkehr abzulehnen, insbesondere in Bezug auf Mode 4, da sie zu einer 

grenzüberschreitenden Wanderbewegung der Arbeitnehmer ohne 

arbeitsrechtlichen Schutz und zur Unterminierung des in den Gastländern 

geltenden anspruchsvolleren Arbeitsrechts führen könnten; 

(xvii) sicherzustellen, dass durch einen verstärkten Zugang von Lieferdienstleistungen 

zu den Drittlandsmärkten die bestehenden Universaldienstverpflichtungen im 

Postwesen nicht gefährdet werden; die bedeutende Rolle anzuerkennen, die die 

Universalpostdienste bei der Förderung des sozialen, wirtschaftlichen und 

territorialen Zusammenhalts spielen; die Universalpostdienste zu stärken; 

2. beklagt die bislang unzureichende Transparenz sowie die Tatsache, dass das Parlament 

keine Möglichkeit hatte, seinen Standpunkt darzulegen, bevor der Rat das 

Verhandlungsmandat angenommen hat; 

3. verlangt, dass alle Mitglieder des Europäischen Parlaments sämtliche Unterlagen über die 

TiSA-Verhandlungen erhalten und dass alle Verhandlungstexte veröffentlicht werden. 



 

PE569.718v02-00 6/6 AD\1080682DE.doc 

DE 

ERGEBNIS DER SCHLUSSABSTIMMUNG 
IM MITBERATENDEN AUSSCHUSS 

Datum der Annahme 3.12.2015    

Ergebnis der Schlussabstimmung +: 

–: 

0: 

27 

14 

1 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Mitglieder 

Daniela Aiuto, Lucy Anderson, Marie-Christine Arnautu, Georges 

Bach, Izaskun Bilbao Barandica, Deirdre Clune, Michael Cramer, Luis 

de Grandes Pascual, Isabella De Monte, Jacqueline Foster, Bruno 

Gollnisch, Stelios Kouloglou, Merja Kyllönen, Miltiadis Kyrkos, Peter 

Lundgren, Georg Mayer, Cláudia Monteiro de Aguiar, Markus Pieper, 

Tomasz Piotr Poręba, Gabriele Preuß, Christine Revault D’Allonnes 

Bonnefoy, Dominique Riquet, Claudia Schmidt, Keith Taylor, Pavel 

Telička, Peter van Dalen, Wim van de Camp, Janusz Zemke, Roberts 

Zīle, Elżbieta Katarzyna Łukacijewska 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellvertreter 

Fabio De Masi, Bas Eickhout, Markus Ferber, Maria Grapini, Karoline 

Graswander-Hainz, Werner Kuhn, Massimo Paolucci, Franck Proust, 

Olga Sehnalová, Patricija Šulin, Ruža Tomašić, Matthijs van 

Miltenburg 

 
 


